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Freie oder obligatoriſche Innungen *). 


Während man noch vor Kurzem gewiß ſein konnte, bei Erör— 
terung der Verhältniſſe des Kleingewerbes durch den bloßen Gebrauch 
des Wortes „Innung“ in offenen Verruf als Reactionär und An⸗ 
walt des verrotteten mittelalterlichen Zunftweſens zu verfallen, ſehen 
wir heute hervorragende Mitglieder jener Partei, welche am meiſten 
thätig war, die Innungseinrichtung der Gewerbethätigkeit als freiheits⸗ 
widrig zu begraben, an die Spitze einer auf die Wiederbelebung eben 
dieſes Innungsweſens gerichteten Bewegung treten. Es ift dies eine 
gewiß merkwürdige Wandlung der Dinge, und tief müſſen die Folgen 
des bisherigen Principes, den Handwerkerſtand im Kampſe um ſeine 
Exiſtenz ſich ſelbſt und ſeinen eigenen Kräften zu überlaſſen, ins Er⸗ 
werbsleben hinabgegriffen haben, und groß muß das Elend in dieſen 
Kreiſen fein, wenn felbſt die Freiheitsapoſtel von ehedem ſich gezwun⸗ 
gen ſehen, einzugeſtehen, daß eine Rückkehr zu Einrichtungen nothwendig 
oder auch nur wünſchenswerth ſei, deren Abſchaffung bislang als ein 
Triumph der Wiſſenſchaft und des fortſchrittlichen Geiſtes der Neuzeit 
fortwährend geprieſen wurde. 

Allerdings ſoll nach national⸗liberalem Recepte die Innung auch 
jetzt nur als eine freiheitliche Geſellſchaftung der Handwerksmeiſter ihre 
Auferſtehung erhalten, es ſollen nur freie Innungen geſchaffen werden, 
und ein geſetzlicher Zwang zur Bildung von Handwerksinnungen ſei 
durchaus nicht zu empfehlen. Es will uns jedoch erſcheinen, daß es ſich 
bei letzterer Behauptung mehr um eine verſchämte Wahrung des bis⸗ 
herigen Freiheitsprincipes handelt, als um eine ernſtliche Ablehnung 
des Mittels, erforderlichen Falls das Zuſtandekommen von Innungs⸗ 
einrichtungen auch mit Zuhilſenahme der geſetzlichen Verpflichtung zu 
bewerkſtelligen. Denn die Rechte und Aufgaben, welche den Innungen 
zugewieſen werden, als da ſind das Recht, die Forderungen an ihre 
Mitglieder in privilegirter Weiſe einzuziehen, das Recht, den Austritt 
aus der Innung zu erſchweren, reſp. nur gegen Fortdauer beſtimmter, 
durch das frühere Mitglied eingegangener Innungsverbindlichkeiten zu 


) Aus dem „Süddeutſchen Bank⸗ und Handelsblatte“ reproducirt in 
Nr. 14 des heurigen Jahrganges der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


geftatten, oder die Aufgabe, eine Vertretung des geſammten Handwer⸗ 
kerſtandes zu bilden, die Lehrlingsprüfungen auch für alle ſolche 
Lehrlinge vorzunehmen, welche ihre Lehrzeit nicht bei Innungsmeiſtern 
durchgemacht haben ꝛc., ſind für die Innung doch auch ebenſo viele 
Zwangspflichten, deren zweckentſprechende Verrichtung kaum möglich, zum 
Wenigſten gewiß nicht geſichert iſt, ſo lange die Bildung der Innung 
lediglich dem freien Willen einiger Handwerksmeiſter überlaſſen bliebe, 
welche ſich heute dafür aus dieſen oder jenen Gründen vielleicht begei⸗ 
ſtern, jedoch morgen ſchon, bei geänderten wirthſchaftlichen Verhältniſſen 
Nichts mehr davon wiſſen wollen 

Es läßt ſich gewiß nichts dagegen einwenden, wenn von Seite 
der Regierungen, wie es jüngſt durch das preußiſche Handels— 
miniſterium geſchehen iſt, der Handwerkerſtand aufgefordert wird, 
vorerſt durch kräftige Selbſthilfe und Beweiſe des in ihm lebenden 
corporativen Geiſtes die Formen eines modernen Innungsweſens zu 
ſchaffen, damit dieſem dann auch die für Entwicklung einer frucht⸗ 
bringenden Thätigkeit nöthigen Rechte und Pflichten durch die Geſetz⸗ 
gebung übertragen werden können. Allein wenn es richtig iſt, daß die 
heute beſtehende Gewerbeordnung die Gründung und Wirkſamkeit frei⸗ 
williger Innungen nicht ausſchließt, und daß es nur der bisherigen 
Gleichgiltigkein und Trägheit des Handwerkerſtandes beizumeſſen iſt, 
wenn aus dem freien Innungsweſen nicht bereits gemacht wurde, was 
daraus zu machen iſt, ſo ſpricht dies unſerer Meinung nach laut und 
überzeugend für die Nothwendigkeit, daß die Bildung der modernen 
Handwerksinnung, wie ſie ſchon vom beſtehenden Gewerbegeſetze gewünſcht 
und heute von den Regierungen auch als nothwendig anerkannt wird, 
nicht dem freien Willen der Handwerksmeiſter überlaſſen bleiben dürfe, 
ſondern obligatoriſch gemacht werden müſſe. Auch iſt es eine durchaus 
ſalſche Anſchauung der Dinge, aus der Thatſache, daß ſich die Innun⸗ 
gen nicht bereits allgemein und freiwillig organifirt haben, zu ſchließen, 
daß kein Bedürfniß für dieſe Einrichtung beſtehe, und daraus wieder zu 
folgern, daß alſo auch von Staatswegen zur Schaffung der Innun⸗ 
gen nicht eingegriffen werden dürfe. Das Bedürfniß iſt vielmehr 
von allem Anfange her ſchon vorhanden geweſen, gerade ſo, wie es 
heute vorhanden iſt; es wird heute nur in größeren Kreiſen, ein⸗ 
dringlicher, und ſelbſt von der Regierung gefühlt, als vor zehn oder 
mehr Jahren, da die ganze Welt der Ueberzeugung war, das Ge- 
werbe werde durch die bloße Abſchaffung des Zunftweſens und aller 
ſeiner corporativen Einrichtungen zu neuer, ungeahnter Blüthe ſich 
entwickeln, und die Innungen ſeien nur ein Hemmſchuh dieſes Auf⸗ 
ſchwunges. Alle Welt war damals eben mit Blindheit geſchlagen, und 
dieſe war Urſache, das man das Bedürfniß nicht ſahe, obgleich es nichts⸗ 
deſtoweniger vorhanden war. Es iſt aber gewiß doch auffallend, daß die 


Regierungen ihre Geſetzgebungs⸗Initiative heutzutage von einer vorherge— 
gangenen Bedürfnißkundgebung immer nur dann abhängig machen, ſo 
oft es ſich um eine geſetzliche Ordnung der wirthſchaſtlichen Verhältniſſe 
handelt, während man mit Freiheitsbeſchränkungen im Intereſſe der beſte⸗ 
henden Regierungsordnung ſtets ohne ſolche Serupel ſofort bei der Hand 
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ift, ohne erſt abzuwarten, ob dieſelben vom Volke begehrt werden. Und 
doch iſt eine ſolche Unterſcheidung zwiſchen wirkhſchaftlicher und politiſcher 
Geſetzgebung gewiß nicht gerechtfertigt, weil es immer nur das allge⸗ 
meine Wohl iſt, welches zur Entfaltung der Geſetzgebungsthätigkeit auf⸗ 
fordern ſoll, dann aber auch zur Geſetzgebung verpflichtet. 

Es mag noch ſo richtig ſein, daß die in deu letzten Jahren im⸗ 
mer allgemeiner zum Bewußtſein gekommenen Uebelſtände der beſtehen⸗ 
den Gewerbegeſetzgebung eine gewerbepolitiſche Bewegung hervorbrachten, 
die auf eine Wiederbelebung des Innungsweſen in einer den heutigen 
Verhältniſſen entſprechenden Organiſation abzielt, fo läßt ſich doch auch 
uicht überſehen, daß die von den Innungen erwartete Hebung des Hand— 
werks in ſittlicher und ſachlicher Beziehung, die Ordnung der handwerk— 
lichen Verhältniſſe zwiſchen Meiſtern, Geſellen und Lehrlingen, und die 
Kräftigung des ganzen Handwerksſtandes als ſolchen, den Handwerks- 
meiſtern beſtimmte Verbindlichkeiten auferlegt, deren Leiſtung Opfer 
mancherlei Art von jedem Einzelnen fordert. Dieſe Opfer nun dürften 
nicht noch Jedermanns Geſchmack fein, iusbeſondere aber nicht den bereits 
in größerem Style, mit größeren Kapitalmitteln und ſicherer Kundſchaft 
arbeitenden Gewerbsgeuoſſen gefallen. Wie dieſe ſich derzeit von der Mit⸗ 
wirkung in der Genoſſeuſchaft vornehm zurückgezogen haben, weil ſie von 
derſelben für ſich keinen Vortheil herausſahen, und das Aufblühen der 
kleinen Geſchäftsleute zu fördern, nicht nur nicht in ihrem Intereſſe 
ſchien, ſondern eher das Gegentheil, ruhig zuzuſehen, wie die Kleineren 
nach und nach von den Größeren erdrückt wurden, ſo wird es ſich nur 
zu wahrſcheinlich mit der Innung verhalten, wenn der Beitritt jedem 
Gewerbsmann freiſteht. Gerade die wirthſchaftskräftigen und ſich ſelb— 
ſtändig fühlenden Gewerbetreibenden ſind der Innung jedoch vor Allem 
nöthig, damit fie die ihr geſtellten Aufgaben verwirklichen, die gemein- 
ſamen Intereſſen des Handwerks gegenüber der erdrückenden Macht der 
Großindustrie zur Geltung bringen, und dieſelben ſowohl wider Will— 
kürlichkeiten und Eigenmächtigkeiten einzelner Genoſſen, als auch der 
Regierung mit Erfolg wahrnehmen kaun. Die wichtigſte Aufgabe 
der Innungen, die Wiederherſtellung der in den Zeiten der Gewerbe— 
freiheit faſt vollſtändig verloren gegangenen Handwerksbildung und 
Lehrlingszucht erfordert durchaus die thätige Mitwirkung gerade 
der beſſer ſituirten Handwerksmeiſter und Gewerbegenoſſen mit ihren 
größeren Mitteln und ihren größeren Kenntniſſen und Erſahrungen 
in der Werkſtatt und es verlangt daher ſchon das Intereſſe des 
Handwerks ſelbſt, daß es den Handwerksmeiſtern nicht freigeſtellt bleibt, 
ob ſie ſich den mit der Handwerksbildung und der Lehrlingszucht ver— 
bundenen Opfern und Pflichten unterziehen wollen, oder nicht. Auch die 
fortgehende Beaufſichtigung der Lehrlingsverhälniſſe bei den einzelnen 
Haudwerksmeiſtern, die Vornahme der Lehrlingsprüfungen, die Aus⸗ 
ſtellung der Lehrzeugniſſe, die Ueberwachung der Geſellenordnung, die 
Vermittlung und Schlichtung der Streitigkeiten aus dem Handwerksver— 
hältniſſe find Arbeiten, deren zweckentſprechende und ſelbſtloſe Verrich— 
tung ſich ohne Mitwirkung der verſtändigſten und materiell unabhängig 
daſtehenden Gewerbegenoſſen kaum erwarten läßt. Nach allen bisherigen 
Erfahrungen würden freie Innungen für das Handwerk nicht mehr be— 
deuten, wie jetzt die freien Genoſſenſchafen, d. i. ſo viel wie Nichts. 

Aber nicht blos im ſelbſteigenen Intereſſe des Handwerks halten 
wir für nothwendig, daß die Innung obligatoriſch gemacht wird, ſondern 
auch das allgemeine Jutereſſe fordert dasſelbe. Der Fortbeſtand eines 
in ſeinen Arbeitsverhältniſſen geordneten und in ſeiner Selbſtändigkeit 
geſicherten Handwerkerſtandes iſt ſowohl für das ganze Staatsweſen, 
als auch für alle Confumenten von Gewerbeartikeln von größter 
Bedeutung. Es kaun weder dem Staate gleichgiltig ſein, daß ein bedeu— 
tender Bruchtheil ſeiner Bevölkerung aus friedlichen Bürgern und 
Familien mit geſicherter Exiſtenz zu einer auf den Kampf mit den über⸗ 
mächtigen Fabriken *) angemwiefenen, unzufriedenen Maſſe von Prole— 
tariern gemacht wird, noch den Conſumenten, daß ſie mit der Befrie- 
digung ihres Bedarfes an Gewerbeartikeln auf eine nach Verdrängung 
des Gewerbes monopoliſtiſch auftretende Fabriksinduſtrie gewieſen ſind, 


*) Der Verfaſſer ſcheint noch in dem Irrthume befangen zu ſein, daß 
eine „Organiſation“ des Handwerks, neben und im Gegenſatze zu dem Fabriks⸗ 
betriebe, und nicht vielmehr eine gleichzeitige, in einander greifende, wie ſich 
wechſelſeitig ergänzende und vervollſtändigende „Organiſation“ des handwerklichen 
und ſabriksmäßigen Gewerbebetriebes Aufgabe der modernen Geſetzgebung ſein 
müſſe. Eine Organiſation des Handwerksbetriebes ohne die gleichzeitige Organi⸗ 
ſation des Fabriksbetriebes vornehmen zu wollen, heißt ſich ſelbſt täuſchen oder 
gegen die moderne gewerbliche Betriebsentwicklung und Geſtaltung blind ſein. 
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welche dieſelben nur in ſchlechterer Qualität, und bald auch zu höheren 
Preiſen liefert, als früher das Handwerk den Conſum verſorgte. Es 
ſtimmt Letzteres zwar nicht mit den Lehren des Mancheſterthums, aber 
nichtsdeſtowenigen iſt es Thatſache, daß das Ueberhandnehmen der 
Fabriksinduſtrie uns nur in der Qualität ſchlechtere Gewerbeartikel 
gebracht hat, deren geringerer Werth durchaus nicht immer durch 
einen geringen Preis ausgeglichen wird. Iſt nun der Fortbeſtand 
eines ſelbſtändigen und blühenden Handwerkerſtandes ein allge— 
meines Intereſſe, und iſt zu dieſem Fortbeſtande die Einrichtung des 
Innungsweſens nothwendig, wie heute ſelbſt von früheren Gegnern 
anerkannt wird, welches ſeine Aufgaben jedoch, wie wir behaupten, 
nur dann erfüllen kann, wenn alle Handwerksgenoſſen ſich den damit 
verbundenen Pflichten unterziehen, ſo iſt es auch eine Forderung der 
allgemeinen Wohlfahrt, daß jeder ſelbſtändige Handwerksmeiſter ſeiner 
Innung als thätiges Mitglied beitritt, und es muß dieſer Beitritt da— 
her auch durch ein Geſetz für dieſelben obligatoriſch gemacht werden. 

Wir möchten dem Innungsweſen aber auch noch eine andere Auf— 
gabe zuweiſen, nämlich die Realiſirung des Handwerker⸗Credits, um den 
in eine vorübergehende, unverſchuldete Nothlage gerathenen Handwerks⸗ 
genoſſen ſowohl auf Grund ihrer perſönlichen Creditwürdigkeit, als auch 
durch Vorſchüſſe auf unverkäuflich gebliebene und in das Innungs⸗ 
magazin zum Verkaufe übernommene Handwerkserzeugniſſe die nothwendige 
Geldhilfe zu ſchaffen. Da nun die Schaffung und Erhaltung ſolcher 
Gewerbe⸗Creditcaſſen auf dem Wege der Selbſthilfe die Leiſtung fort— 
dauernder Geldbeiträge der Handwerksgenoſſen vorausfetzt, (2) dieſe je- 
doch nach allen bisherigen Erfahrungen in ausreichender Weiſe nicht zu 
erwarten ſind, ſo lange der Beitritt zur Genoſſenſchafts-Creditcaſſe dem 
freien Willen der Gewerbetreibenden überlaſſen iſt, ſo müſſen wir auch 
deshalb begehren, daß die Bildung von Handwerker-Innungen obliga— 
toriſch gemacht wird. Im andern Falle ſcheint uns, daß Alles, was 
man fich heute von der Wiederbelebung des Innungsweſens Gutes ver⸗ 
ıpricht, eine ſelbſtgefällige Illuſion bleiben dürfte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wird für eine Bergbaueiſenbahn das Expropriationsrecht in 
Anſpruch genommen, ſo entſcheidet über die Nothwendigkeit des 


Unternehmens für den Bergbau die politiſche und nicht die Berg⸗ 
behörde. 

Ueber das Anſuchen und das Project des Kohlenwerksbeſitzers 
A. Z. um Bewilligung zum Baue einer Bergbaueiſenbahn von T. nach 
St. hat die Landesſtelle in nach Einvernehmen mit der 
Bergbehörde, d. i. dem Revierbergamte in. auf Grund 
der Miniſt.⸗Verordnung vom 1. November 1859, R. G. Bl. Nr. 200, 
die dießſalls nothwendige Verhandlung und Erhebung zwar mit Rückſicht 
auf den Umfang der für die beanſpruchte Expropriation gegenüber den 
Bergbau-Intereſſen maßgebenden Fragen nicht ex primo decreto ange⸗ 
ordnet, jedoch eingeleitet. 

Wenn die Landesſtelle in Erwägung des vorbemerkten Umſtandes 
unterm 24. September 1878, Z. 12.948, das Revierbergamt mit den 
Erhebungen für die Löſung der principiellen Vorſrage über die Noth⸗ 
wendigkeit der projectirten Eiſenbahn und ſohin der Expropriation 
betraut hatte, ſo wollte dieſelbe unter Wahrung ihrer Competenz 
nur den doppelten Zweck hiemit erreichen, daß im Falle der Vereini⸗ 
gung obiger Vorfragen auf Grund der behördlichen Vorerhebungen ſofort 
das Unterbleiben der ſogenannten politiſchen Tracen⸗Begehung ausge⸗ 
ſprochen, und daß bei Bejahung derſelben Vorfragen die Begehung 
ſelbſt mit Zugrundelegung von bereits feſtgeſtellten maßgebenden Factoren 
in ſchnellſter und einheitlicher Weiſe vorgenommen werden könne. 

Auf Grund des Begehungsprotokolls wäre dann die Baubewilli⸗ 
gung nach der feſtgeſetzten Trace unter Zuerkennung des Expropriations⸗ 
rechtes zu Gunſten dieſer Unternehmung nach § 2 der bezogenen Ver⸗ 
ordnung auszuſprechen geweſen. 

Die Berghauptmannſchaft in vertrat jedoch die 
Anſicht, daß die vorberührten Vorerhebungen nur von der dazu com⸗ 
petenten Bergbehörde vorzunehmen ſind, und daß nur dieſe berechtiget 
und verpflichtet iſt, die Vorfrage, ob eine projectirte Bergbaueiſenbahn 
für den Bergbaubetrieb unbedingt nothwendig iſt oder nicht, zu 


entſcheiden. 


Die Berghauptmannſchaſt ſtützte ihre Anſicht hauptſächlich auf 
§ 1 obiger Verordnung, dann auf $ 132 a. B. G. und § 80 der 
Vollzugsvorſchrift hiezu. 

Dieſer Anſicht konnte die Landesſtelle jedoch weder im Hinblicke 
anf den Wortlaut und Sinn der angezogenen Geſetze und Verordnun— 
gen, noch nach der Natur der Sache beitreten und glaubte die mini⸗ 
ſterielle Entſcheidung über dieſen Competenzconflict einholen zu müſſen. 

Dießfalls bemerkte die Landesſtelle, daß durch die Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 1. November 1859 die dießbezüglichen Beſtimmungen 
des Berggeſetzes und der Vollzugsvorſchriſt hiezu modifiziert worden find, 
und daß insbeſondere mit Rückſicht auf den Einfluß, welchen eine 
Bergwerkseiſenbahn auf Rechte und Eigenthum dritter Perſonen aus⸗ 
übt, die Competenz in der Cognition zu Gunſten der politiſchen Behörden 
verrückt worden iſt, welche Behörden je vor Allem berufen und in der 
Lage ſind, die öffentlichen Rückſichten wahrzunehmen und je nach den 
Vor oder Nachtheilen der projectirten Privatunternehmungen den Mit⸗ 
gliedern des Staates im Intereſſe des allgemeinen Beſten Beſchränkun⸗ 
gen bei Ausübung des Eigenthums- oder anderen Rechtes aufzuerlegen. 

Es ſei nicht im 8 1 der Verordnung vom 1. November 1859, 
nicht im § 132 des a. B. G. und nicht im § 80 der Vollzugsvorſchrift 
zu Letzterem normirt, daß nur die Bergbehörde allein über die Noth⸗ 
wendigkeit einer Privateiſenbahn oder eines anderen Transportmittels 
welches einen ſo weittragenden Einfluß auf fremde Rechte und zwar 
in beſchränkender Weiſe ausübt, wie die projectirte Z. ſche Bahn zu 
entſcheiden bat. 


Nach § 132 entſcheide die Bergbehörde nur dann ſelbſtändig 1 


und allein über die Ausübung und den Umfang der Bergwerksbefug⸗ 
niſſe, wenn dabei nicht Fragen maßgebend find, welche von anderen 
Behörden competenzmäßig zu entſcheiden ſind. In dieſem letzteren 
Falle habe die Bergbehörde im Hinblicke auf die Erläuterungen im $ 80 
der Vollzugsvorſchrift nur in entſcheidender Weiſe ihr Urtheil dahin ab— 
zugeben, ob die beabſichtigte aber beanſtändete Unternehmung fir einen 
zweckmäßigen Bergbaubetrieb nothwendig iſt. 

Vorliegenden Falles handle es ſich aber um Anlegung einer 
Eiſenbahn, dann um weitgreifende Expropriationen und um Löſung der 
mannigfaltigſten öffentlich rechtlichen Fragen, ſohin um Gegenſtände und 
Fragen, welche in letzter Linie nicht allein vom bergbehördlichen Stand— 
punkte, ſondern auch von dem Standpunkte aus, ob wohl die Mittel 
und ſpeciell der Eingriff in fremde Rechte in einem Verhältniſfe zum 
Zwecke ſtehen, — ſomit durch die allgemeinen, d. i. die politiſchen 
Verwaltung sbehörden zu beurtheilen und zu entſcheiden ſind. 

In dieſem Sinne ſeien auch die von der Berghauptmannſchaft 
für ihre Anſicht citirten Geſetze und Vorſchriften auszulegen, dieſen Sinn 
glaubte die Landesbehörde weiters auch der Beſtimmung des $ 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 1. November 1859, wornach über die Gewährung des 
Expropriationsrechtes bei Bergwerkseiſenbahnen nur von der politiſchen 
Landesſtelle auf Grund eines gleichzeitigen Gutachtens von Eiſen— 
bahn und Bergbau-Sachverſtändigen zu entſcheiden iſt, — und aus 
den 88 101 und 102 a. B. G. im Zuſammenhalte mit dem $ 68 
der Vollzugsvorſchrift deduciren zu können. 

Dieſer und kein anderer Sinn könne aber auch aus der Natur 
der Sache den vorerwähnten geſetzlichen Beſtimmungen unterlegt werden. 


Die Beurtheilung einer, wie bereits erwähnt, ſo tief einſchnei⸗ 
denden Frage, als die vorliegende iſt, müſſe in zuſammenhängender, 
einheitlicher Weiſe geleitet von einem letzten Geſichtspunkte aus erfolgen. 
Denn nach Anſchauung der Landesſtelle, könne es bei der Vielſeitigkeit 
des Gegenſtandes nicht genügen, daß die Bergbehörde blos im Allge⸗ 
meinen ausſpricht, die projectirte Anlage ſei unbedingt nothwendig; ſie 
müßte dann erkennen, in welchem Umfange und natürlich unter welchen 
Vorausſetzungen dieſe unbedingte Nothwendigkeit vorhanden iſt, und 
wäre folgerichtig auch dieſe bergbehördliche Cognition (wenn in Rechts⸗ 
kraft erwachſen) die unverrückbare Baſis für die politiſche Begehung 
und Entſcheidung. 

Hier ſei nun ohne Zweifel die Colliſion, denn bei dieſer Com⸗ 
miſſion nach § 2 der ofterwähnten Verordnung ex 1859 könne die 
proponirte, für die Beurtheilung der Bergbehörde maßgebend geweſene 
Trace und Einrichtung der Bahn aus dieſen oder jenen Gründen modi⸗ 
ficirt werden, welche Modification vielleicht auch eine Rückwirkung auf 
die Proſperität und ſonſtigen Intereſſen des Bergwerksbeſitzers und 
Eiſenbahnunternehmers ausübt u. dgl. m. 
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Unter diefen Colliſionsfällen dürſe wohl derjenige nicht uner⸗ 
wähnt bleiben, welcher ſich bei der Beurtheilung, warum die anzuſtre⸗ 
bende Bahn für den Bergbaubetrieb unumgänglich nothwendig iſt, er⸗ 
geben kann und doch ſei gerade die Beantwortung dieſer Frage für die 
politiſche Landesbehörde von größter Wichtigkeit, weil nur darauf die 
Zuerkennung des Expropriationsrechtes und die Baubewilligung nach eitirter 
Verordnung vom 1. November 1859 ſich baſiren. Zumal im vorlie⸗ 
genden Falle ſei es nicht unmöglich, daß z. B. die Bergbehörden die 
unbedingte Nothwendigkeit der projectirten Anlagen darin finden, weil 
durch dieſelben die Bergwerksproducte an Punkte gebracht werden, wo 
fie in den Strom des allgemeinen Verkehres überhaupt oder wenigſtens 
auf billigere Weiſe übergehen können, während die politiſchen Behörden 
dieſe Nothwendigkeit darin erblicken, daß den Bergwerksproducten des 
A. Z. leichtere Abſatzwege eröffnet werden. Nachdem übrigens auch das 
Gegentheil oder ein Drittes möglich ſei, und nicht in Abrede geſtellt 
werden könne, daß je nach den angeführten verſchiedenen Nothwendig⸗ 
keitsgründen auch die Frage über die Bewilligung zum Baue, reſp. der Ex⸗ 
propriation verſchieden beantwortet werden dürfte, — ſo erſchienen 
dieſe Bedenken der Landesſtelle gegenüber der Auffaſſung der Berghaupt⸗ 
mannſchaft gerechtfertigt. 

Endlich glaubte die Landesſtelle zur Rechtfertigung ihrer darge— 
legten Anſchauung noch anführen zu ſollen, daß bei dem Vorgange der 
Berghauptmannſchaft ohne Zweiſel, wenn auch nicht auf directem 
Wege eine wenn auch ſpecielle Vorconceſſion geſchaffen würde, welche 
ja nach dem § 1 der Verordnung ex 1859 nicht nothwendig iſt, und 
fallen hat. 

Das Miniſterium des Innern fand ſich laut Erlaſſes vom 15. Oc⸗ 
tober 1879, 3. 11.204, einvernehmlich mit dem Ackerbauminiſterium 
rückſichtlich des zwiſchen der Landesſtelle und der Berghauptmannſchaſt 
in Angelegenheit der beim Braunkohlenbergbau des A. Z. von T. nach 
St. zu bauenden Eiſenbahn anhängigen Competenzſtreites für die Com⸗ 
petenz der Landesſtelle im Sinne der folgenden Motive auszuſprechen. 

Gemäß der Beſtimmung des § 102 des a. B. G. hat die poli⸗ 
tiſche Behörde in Angelegenheit der Grundüberlaſſung zu Bergbau⸗ 
zwecken — nach Anhörung der Bergbehörde — zu entſcheiden. Gemäß $ 2 
der Miniſterial⸗Verordnung vom 1. November 1859, R. G. Bl. Z. 200, 
die das Verfahren bezüglich der Projecte von Privateiſenbahnen zum 
Bergbaubetriebe vorſchreibt, ſteht in Fällen, wie der vorliegende, 
der politiſchen Landesſtelle die Ertheilung der Baubewilligung für ſolche 
Eiſenbahnen anf Grundlage des Gutachtens von Eiſenbahn- und Berg⸗ 
bau⸗Sachverſtändigen und zugleich die Entſcheidung der Expropriations⸗ 
frage nach Maßgabe der SS 101 bis 103 a. B. G. zu. 

Die Vorſchriften des 8 102 a. B. G. einerſeits und jene des 
§ 2 der Miniſterial⸗Verordnung vom 1. November 1859, R. G. Bl. 
3. 200, anderſeits ſtehen daher in voller Uebereinſtimmung. Faßt 
man dieſelben zuſammen, ſo ergibt ſich, daß die Bergbehörde wohl 
berufen iſt, über die Nothwendigkeit einer projectirten Bergbaueiſenbahn 
ſür den zweckmäßtgen Betrieb des betreffenden Bergbaues ſich auszu⸗ 
ſprechen, und zu dieſem Zwecke die erſorderlichen Erhebungen zu pflegen, 
daß aber in einem Falle, wie der gegenwärtige, wo ein projectirtes 
Unternehmen einer Bergbaueiſenbahn das Expropriationsrecht in Anſpruch 
nimmt, die Frage, ob das Unternehmen für den Bergbau wirklich noth⸗ 
wendig iſt und daher demſelben gemäß 8 98 und 131 a. B. G. das 
Enteignungsrecht zuſteht, mit der Fällung des Erkenntniſſes über die 
Baubewilligung von der politiſchen Behörde zu entſcheiden iſt. 

Hiebei wird noch bemerkt, daß die Trennung der von der Berg⸗ 
behörde in obiger Richtung zu pflegenden Erhebung von der durch die 
politiſche Behörde anzuordenden Begehung der Bahntracen auf die Frage 
der Competenz zur Entſcheidung über dieſe Erhebung keinen Einfluß übt. 

K.K. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. II. Quartal. 
Centralblatt für Eiſendahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 

Nr. 59. Ausgeg. am 29. Mai. 
Abdruck von Nr. 65 R. G. Bl. 

Nr. 60. Ausgeg. am 31. Mai. 
Auszug aus Nr. 11 R. G. Bl. 


Abdruck von Nr. 69 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 71 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 73 R. G. Bl. 


den Fahr⸗ 
24. Mai. 
Nr. 61. Ausgeg. am 5. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend den Eifenbohntransport des Sprengmittels Haloxylin aus der Fabrik 
des Fehleiſen & Anders in Chraſt. Z. 13.622. 3. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Bahnverwaltungen, 
betreffend die Ausſchließung der Benützung der Courierzüge zum Militärtarife. 
Z. 15.528. 19. Mai. 


Agiozuſchlag zu und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 


ungariſchen Eiſenbahnen. 


Nr. 62. Ausgeg. am 7. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Desinficirung der zum Pferdetransporte verwendeten Wagen. 
3. 16.589. 25. Mai. 

Friſterſtreckung zu den Vorarbeiten für eine Vieinalbahn von der Station 
Pecek nach Sadska, dann für eine derartige Bahn von der genannten Station 
nach Zasmuk, eventuell Becvar. Z. 12.960. 11. Mai. 

Nr. 63. Ausgeg. am 10. Juni. 

Auszug aus Nr. 68 R. G. Bl. 

Nr. 64. Ausgeg. am 12. Juni. 

Aenderung der Statuten der Wien-Pottendorf-Wr. -Neuftädter Bahn. 
H.⸗M. 8. 16.424 ex 1879, 

Nr. 65. Ausgeg. am 17. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend den Eiſenbahntransport des Sprengmittels Haloxylin aus der Fabrik 
der Gebrüder Fehleiſen in Cilli. Z. 16.225. 25. Mai. 

Nr. 66. Ausgeg. am 19. Juni. 

Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern an ſämmtliche Länderſtellen, 
betreffend die genaue Bezeichnung der Hausthiergattungen in den Verfügungen 
anläßlich der Rinderpeſt. Z. 5329. 21. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche die Staatsgarantie 
genießende Eiſenbahnen, betreffend die Creditirung von Bahngebühren. Z. 15.307. 
7. Mai. 

Aenderung der Statuten der Badener Tramway⸗Geſellſchaft. M. d. J. 
3. 6088. (H.⸗M. Z. 15.415.) 10. Mai. 

Nr. 67. Ausgeg. am 21. Juni. 

Abdruck von Nr. 86 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 87 R. G. Bl. 


Nr. 68. Ausgeg. am 24. Juni. 
Abdruck von Nr. 88 R. G. Bl. 


Nr. 69. Ausgeg. am 26. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltunge n, 
betreffend die Verpackung von ſchwarzgefärbter Seide in Strängen. Z. 16.991. 
7. Juni. 

Abdruck von Nr. 89 R. G. Bl. 

Aenderung der Statuten der Wiener Tramway-Geſellſchaft. M. d. J. 
3. 8485. (H.⸗M. Z. 19.243.) 10. Juni. 

Nr. 70. Ausgeg. am 28. Juni. 


Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine normalſpurige Secundärbahn 
von Linz über Traun, Nettingsdorf, Neuhofen und Kematen nach Kremsmünſter. 
3. 16.233. 30. Mai. 

Erſtreckung des Termines für die Einführung des neuen Perſonentarifes 
auf der Leoben⸗Vordernberger Eiſenbahn. Z. 17.457. 7. Juni. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juni. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Cuſtos Dr. Karl Reifenkugel zum Biblio⸗ 
hekar der Univerſitätsbibliothek in Czernowitz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Joachim Stern in Bozen den 
Titel und Charakter eines Oberingenieurs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Bauadjuncten Johann Michael 
Ramsauer das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Jofef Ulrich in Podol bei 
Prag das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
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Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den mit Titel und Charakter eines 
Finanzrathes bekleideten Finanzprocuraturs⸗Secretär Dr. Felix Bauer zum 
Finanzrathe bei der u. ö. Finanzprocuratur ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanz⸗Obercommiſſär Moriz 
Sedlaczek zum Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Karl Podeſchwik 
zum Finanz⸗Obercommiſſär der Linzer Finanzdirection ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Steuereinnehmer Anton 
Raykovsky in Plan und Johann Heeger in Braunau zu Hauptſteuer⸗ 
einnehmern der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Controlor des Brünner 
Lottoamtes Guſtav Kriſtuſek zum Rechnungsführer bei der Wiener Lottodirection 
ernannt. 


Erledigungen. 


Polizeikanzliſtenſtelle bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt, bis 20. De⸗ 
cember. (Amtsbl. Nr. 257.) 

90 Zwei Bezirksthierarztensſtellen in Steiermark, bis Ende November. (Amtsbl. 
r. 257.) 

Concipiſtenſtelle bei der Görzer Forſt⸗ und Domänendirection, bis Ende 
November. (Amtsbl. Nr. 259.) 

Zwanzig Poſtaſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit je 600 fl. 
und der betreffenden Activitätszulage gegen Caution, bis Mitte December. 
(Amtsbl. Nr. 260.) 

Sechs Poſtofficialsſtellen für Wien und Umgebung mtt 900 fl. und Aeti⸗ 
vitätszulage gegen Caution, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 260.) 

Lottoamts⸗Controlorsſtelle in Brünn in der neunten Rangsclaſſe, eventuell 
eine Lottoamts⸗Archivars⸗, Caſſiers⸗ oder Oberamts⸗Officialsſtelle bei einem der 
k. k. Lottoämter, ſämmtlich in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 262.) 


Umtauſch 


der 


Manz'ſchen Geſetzes⸗Ausgabe. 

Die günſtigen bis Oſtern 1879 beſtehenden Umtauſchbedin⸗ 
gungen, worüber ein ausführlicher Proſpect auf gef. Verlangen 
gratis und franco zu Dienſten ſteht, erlöſchen mit Jahresſchluß, 
worauf wir ergebenſt aufmerkſam machen 

Die 
Manz'ſche k. k. Hofverlags-Buchhandlung in Wien. 


Das öſterreichiſche Waſſerrecht, enthaltend das Reichsgeſetz vom 30. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 93, und die ſiebenzehn Landesgeſetze über die Benützung, 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer nebſt den Vollzugsverordnungen und den 
ſonſtigen waſſerrechtlichen Beſtimmungen mit vorzüglicher Rückſicht auf die 
Entſtehungsgeſchichte und die Spruch⸗ und Verwaltungspraxis erläutert von 
Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath im Ackerbauminiſterium. Wien, Manz'ſche 
k. k. Hofverlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. 1880. Umfang 47 Bogen. 
gr. 8. geh. Preis 6 Gulden. 


Das Werk iſt die erſte erſchöpfende Darſtellung des geſammten dermaligen öſterreichiſchen 
Waſſerrechtes ſeit die Codificirung desſeiben zu Begiun dieſes Jahrzehntes. Entſprechend der hoben 
Bedeutung, welche die gedachte Materie für wichtige Theile des Rechtslebens, für landwirthſchaftliche 
induſtrielle und gewerbliche Intereſſen beſitzt, umfaßt das Werk Peyrers neb einer die Bedeutung 
des Waffers als Element der perſpulichen und wirthſchaftlichen Entwicklung der Menſchen erörternden 
Einleitung, die ältere fremdländiſche und öſterreichiſche Geſetzgebung über das Waſſerrecht, ferner die 
ſehr intereſſante Redactionsgeſchichte der nunmehrigen vaterländiſchen Wafſerrechtsgeſetze, ſowie die 
theilweiſe auf der öſterreichiſchen Waſſerrechtsgeſetztebung fußenden neueren deutſchen Mafjerrechts- 
geſetze, würdigt die Literatur, welche ſich auf bie öſterrekchiſche und fremblänbfiche Waltemehttneeg: 
gebung bezieht und berückſichtigt bei der Commentirung die einzelnen Beſtimmungen unſerer Reichs⸗ 
und Landes⸗Waſſerrechtsgeſetze auf das Eingehendſte die bisherige Spruch⸗ und Verwaltungspraxis, 
insbeſondere die überaus reihe Spruch⸗ und Verwaltungspraxis des in Waſſerrechtsſachen als dritte 
Inſtanz fungirenden Ackerbauminiſteriums, des oberſten Verwaltungsgerichtshofes, des oberſten Gerichts⸗ 
und Cafſationshofes u. ſ. w. 5 

Als Anhang find dem Werke endlich zwei werthvolle Abhandlungen a) über Benützung des 
Waſſers zum Maſchinenbetriebe von Baurat) Scherhant und b) über landwirthſchaftliche Waſſer⸗ 
bauten von Profeſſor Emil Perels beigefügt. } 

Nach dem reichen, den ganzen umfang des Waſſerrechtes umfuffenden Inhalte diefes Werkes 
wird dasſelbe zweifellos allen Adminiſtratwbeamten ſowie jenen Juſtizbeamten, welche zur Entſcheidung 
der oft überaus ſchwierigen Waſſerrechtsfragen berufen find, von hohem Werthe fein; nicht minder 
aber wird dasſelbe den an ſtrittigen Waſſerrechtsangelegenheiten betheiligten Gemeinden, Privaten, 
Induſtriellen, ſowie endlich Studirenden eine Quelle von Belehrung nnd richtiger Auſchauung über 
eine Materie jein, welche eben wegen des bisherigen Mangels an einem erſchöpfenden Commentare, 
irrigen und willkürlichen Aufſaſſungen nur zu großen Spielraum bot. Daß endlich gerade Peyrer 
der zu einer folchen Arbeit berufeuſte Fachmann war, dafür ſprechen nebſt der Stellung desſelben im 
Ackerbauminiſterium, welche deuſelben ſeit einer Reihe von Jahren als Referent in Wafferrechtsange⸗ 
legenheiten mit dem Thema des Werkes in die innigſte Berührung brachte, eine Reihe ähnlicher, 
verwandte Gebiete betreffender wiſſenſchaftlicher Werke und Abhandlungen desſelben Verfaſſers, welche 
hohe Anerkennung im Ins und Auslande gefunden haben. 


DER” Hiezu als Beilage: Bogen 20 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. U 
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